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MOTION
DATUM: 18.03.2009
LINDA ROHRER

MOTION
DATUM: 07.06.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Arzte und Pflegepersonal

Eine Motion Forster-Vannini (fdp, SG), welche den Bundesrat aufforderte, den
Zulassungsstopp fiir Arzte durch neue freiheitliche Versicherungsformen abzulésen,
lehnte der Stéanderat mit 10 zu 17 Stimmen ab. Zudem forderte die Motion, dass neue
Voraussetzungen fur die Anwendung einer optimalen Medizin durch eine Anpassung des
Risikoausgleichs geschaffen werden. Der Bundesrat hatte die Ablehnung der Motion
beantragt, sicherte der Motionarin aber zu, die Anliegen in die SGK einzubringen.
Ebenfalls abgelehnt wurde eine Motion Fetz (sp, BS), welche den Bundesrat beauftragen
wollte, dem Parlament moglichst rasch den Entwurf zu einem Erlass Uber Massnahmen
bei arztlicher Unter- oder Uberversorgung vorzulegen. Ohne Gesetzesanderung wiirde
Ende 2009 der befristete Zulassungsstopp fiir Arztinnen und Arzte auslaufen. Damit
verbunden waren Beflirchtungen, dass in landlichen Gebieten das medizinische
Angebot sinken und in den Zentren durch die Ausweitung des Angebots
Uberproportional und kostenintensiv steigen wirde. Auch hier wandte der Bundesrat
ein, dass in der SGK des Nationalrates eine entsprechende Vorlage hangig sei und er es
nicht als opportun erachte, eine neue Vorlage auszuarbeiten und damit die laufenden
Beratungen infrage zu stellen. '

Die SGK des Nationalrates forderte den Bundesrat in einer Motion auf, das
Bundesgesetz Uber die Krankenversicherung so zu andern, dass Praktikumsplatze in
privaten Praxen und ausserklinischen Bereichen im Rahmen der Ausbildung fur
nichtuniversitare Gesundheitsberufe erméglicht werden. Dadurch soll der sinkenden
Anzahl von Ausbildungsplatzen bei steigendem Personalbedarf Rechnung getragen
werden. Gegenwartig durfen Praktika nicht von privaten Praxen oder anderen
ambulanten Leistungserbringern angeboten werden, was vor allem fur Studierende
diverser Fachhochschul-Studiengédnge ein Problem darstelle. Vier Punkte sollen
deswegen mit einer Neuregelung angegangen werden: Die Sicherstellung des
Kompetenzenerwerbs, der in vielen Fachrichtungen zu einem relevanten Anteil in
Praktika gewonnen wird; das Angebot an Praktikumspléatzen hoch halten, denn in den
problematischen Studiengadngen wird bereits ein Numerus clausus angewendet, was
den Fachkraftemangel noch anheizt; ebendiesem Fachkraftemangel Einhalt gebieten,
indem eine erhdhte Zahl von Praktikumsplétzen die Ausbildung in der Schweiz starkt
(wie im Rahmen von Gesundheit 2020 vorgesehen); und eine Gleichberechtigung von
stationarem und ambulanten Bereich erzielen, da die Ausbildungskosten in diesen
beiden Sparten gemass Tarifkalkulation im KVG nicht gleichméssig abgegolten werden
kénnen. Die Motion war kommissionsintern umstritten, denn fast die Hélfte der 25-
kopfigen Kommission stellte sich mit dem Antrag auf Ablehnung gegen das Anliegen.

Der Bundesrat teilte grundsatzlich die Sorgen und Vorschléage zur Losung der
geschilderten Problematik, er sah aber den Weg tUber das KVG als den falschen an. Die
OKP sei eine Sozialversicherung und deswegen nicht geeignet, um Ausbildungen zu
finanzieren. Die OKP sei dazu da, Kosten fir medizinische Leistungen zu decken.
Leistungen, die aufgrund des Risikos Krankheit anfallen, um Diagnosen zu stellen und
um Behandlungen durchzufthren. Das durch die Prémien angehaufte Kapital solle nicht
dazu dienen, Ausbildungskosten mitzutragen. Weil Fachkraftemangel, zu wenige
Ausbildungsplatze sowie eine Ungleichbehandlung der Bereiche erkannt wurden, zeigte
sich die Regierung aber bereit, den Kantonen bei der Losungsfindung beizustehen und
dem Parlament Bericht zu erstatten.

Im  Nationalratsplenum  wurde die  Motion nur kurz behandelt und
Kommissionssprecherin Schmid-Federer (cvp, ZH) brachte in ihrer Begrindung fir die
Motion vor allem die Sorge um den Fachkraftemangel im Gesundheitsbereich zum
Ausdruck, der zwar immer wieder zur Sprache kédme, gegen den aber auch im Parlament
jeweils nicht viel Konkretes unternommen werde. Mit diesem Vorstoss kénne ein Schritt
gegangen werden, der erst noch kostenneutral umgesetzt werden kénnte. Gegen den
Vorstoss stand Raymond Clottu (svp, NE) ein, der die Meinung des Bundesrats teilte,
dass keinesfalls die OKP als Finanzierungskanal herhalten dirfe. Gleich argumentierte
Bundesrat Berset, der die Meinung der Regierung vertrat und gegen die Motion warb,
die allerdings mit 92 zu 89 Stimmen und 3 Enthaltungen knapp angenommen und damit
dem Standerat zur Weiterbearbeitung Gberlassen wurde. ?
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1) AB SR, 2009, S. 245 ff.; Mo. 08.4048 (Fetz) AB SR, 2009, S. 249 f.
2) AB NR, 2016, S. 910 ff.
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